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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über Einheiten im Meßwesen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Im geschäftlichen Verkehr sind Größen in 
gesetzlichen Einheiten anzugeben, wenn für sie Ein- 
heiten nach §§ 2 bis 4 oder nach einer auf Grund des 
§ 5 Nr. 1 erlassenen Rechtsverordnunig festgesetzt 
sind; für die gesetzlichen Einheiten sind die Namen 
und Kurzzeichen zu verwenden, die nach §§ 3, 4 
und 6 sowie nach einer auf Grund des § 5 erlassenen 
Rechtsverordnung zulässig sind. 

(2) Absatz 1 gilt auch für den amtlichen Verkehr. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden 
auf den geschäftlichen und amtlichen Verkehr, der 
von und nach dem Ausland stattfindet oder mit der 
Einfuhr oder Ausfuhr unmittelbar zusammenhängt. 

(4) Die Verwendung anderer, auf internationalen 
Übereinkommen beruhender Einheiten sowie ihrer 
Namen oder Kurzzeichen im Schiffs-, Luft- und Ei- 
senbahnverkehr bleibt unberührt. 

§2 

Gesetzliche Einheiten im Meßwesen 

Gesetzliche Einheiten im Meßwesen (Einheiten) 
sind: 

1. die für die Basisgrößen nach § 3 festgesetzten 
Basiseinheiten des Internationalen Einheiten- 
systems (SI), 

2. die nach § 4 festgesetzten atomphysikalischen 
Einheiten, 

3. die aus den Einheiten nach Nummern 1 und 2 
abgeleiteten und nach § 5 festgesetzten Ein- 
heiten, 

4. die dezimalen Vielfachen und Teile der in 
Nummern 1 bis 3 aufgeführten Einheiten. 

§ 3 

Basisgrößen und Basiseinheiten 

(1) Basisgrößen und Basiseinheiten im Sinne die- 
ses Gesetzes sind: 

1. Basisgröße Länge 

mit der Basiseinheit Meter (Kurzzeichen: 
m), 

2. Basisgröße Masse 

mit der Basiseinheit Kilogramm (Kurz- 
zeichen: kg). 


3. Basisgröße Zeit 

mit der Basiseinheit Sekunde (Kurzzei- 
chen: s), 

4. Basisgröße elektrische Stromstärke 

mit der Basiseinheit Ampere (Kurzzeichen: 

A), 

5. Basisgröße Temperatur 

mit der Basiseinheit Grad Kelvin (Kurz- 
zeichen: °K), 

6. Basisgröße Lichtstärke 

mit der Basiseinheit Candela (Kurzzeichen:. 

Cd). 

(2) Die Basiseinheit 1 Meter ist das 1 650 763,73- 
fache der Wellenlänge der von Atomen des Nuklids 
^Kt beim Übergang vom Zustand Sds zum Zustand 
2pio ausgesandten, sich im Vakuum ausbreitenden 
Strahlung. 

(3) Die Basiseinheit 1 Kilogramm ist die Masse 
des Internationalen Kilogrammprototyps. 

(4) Die Basiseinheit 1 Sekunde ist der 
31 556 925,974 7te Teil des tropischen Jahres für 
1900, Januar 0, 12 Uhr Ephemeridenzeit. 

(5) Die Basiseinheit 1 Ampere ist die Stärke eines 
zeitlich unveränderlichen elektrischen Stromes, der, 
durch zwei im Vakuum parallel im Abstand von 
1 Meter voneinander angeordnete, geradlinige, un- 
endlich lange Leiter von vernachlässigbar kleinem, 
kreisförmigem Querschnitt fließend, zwischen diesen 
Leitern elektrodynamisch eine auf die Leiterlänge 
bezogene Kraft von 2.10“'^ Newton/Meter hervor- 
rufen würde. 

(6) Die Basiseinheit 1 Grad Kelvin ist in der 
thermodynamischen Kelvin-Temperaturskala der 
273,16te Teil der Differenz zwischen der Temperatur 
des absoluten Nullpunktes der Thermodynamik 
(0 °K) und der Temperatur des Tripelpunktes von 
reinem Wasser natürlicher Isotopenzusammenset- 
zung (273,16 °K). 

(7) Die Basiseinheit 1 Candela ist die Lichtstärke, 

mit der ein Schwarzer Strahler bei der Temperatur 
des beim Druck einer physikalischen Atmosphäre 
erstarrenden Plantins senkrecht zu seiner Oberfläche 
leuchtet, wenn diese Quadratmeter beträgt. 

§4 

Atomphysikalische Einheiten 
für Stoffmenge, Masse und Energie 

(1) Einheit der Stoffmenge ist das Mol (Kurzzei- 
chen: mol). 1 Mol ist die Stoffmenge eines Systems 
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bestimmter Zusammensetzung, das aus ebenso vie- 
len Teilchen besteht, wie Atome in - Kilogramm 
des Nuklids enthalten sind. 

(2) Atomphysikalisdie Einheit der Masse für die 
Angabe von Teilchenmassen ist die atomphysikali- 
sdie Masseneinheit (Kurzzeichen: u), 1 atomphysi- 
kalische Masseneinheit ist der 12te Teil der Masse 
eines Atoms des Nuklids 

(3) Atomphysikalische Einheit der Energie ist das 
Elektronen volt (Kurzzeichen: eV). 

1 Elektronenvolt ist die Energie, die ein Elektron 
bei Durchlaufen einer Potentialdifferenz von 1 Volt 
im Vakuum gewinnt. 

§5 

Abgeleitete Einheiten, Ermächtigungen 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Ge- 
währleistung der Einheitlichkeit im Meßwesen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Einheiten, die sich als Potenzprodukte aus den Ba- 
siseinheiten nach § 3 und den atomphysikalischen 
Einheiten nach § 4 mit einem festen Zahlenfaktor 
ableiten lassen, als gesetzliche Einheiten mit Namen 
und Kurzzeichen festzusetzen. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft wird er- 
mächtigt, zur Gewährleistung der Einheitlichkeit 
im Meßwesen durch Rechtsverordnung, die nicht der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Schreib- 
weise der Zahlenwerte zu bestimmen. 

§ 6 

Dezimale Vielfache und Teile von Einheiten 

(1) Dezimale Vielfache und Teile von Einheiten 
(§ 2 Nr. 4) können durch Vorsetzen von Vorsilben 
(Vorsätze) vor den Namen der Einheit bezeichnet 
werden. Vorsätze und deren Kurzzeichen sind: 

für das Billionenfache 

(1 000 000 000 000 oder lO^^-fache) der Einheit: 

Tera (Kurzzeichen: T), 

für das Milliardenfache 

(1 000 000 000 oder 10^-fache) der Einheit: 

Giga (Kurzzeichen: G), 

für das Millionenfache 

(1 000 000 oder 10®-fache) der Einheit; 

Mega (Kurzzeichen: M), 

für das Tausendfache 

(1 000 oder 10^-fache) der Einheit: 

Kilo (Kurzzeichen: k), 

für das Hundertfache 

(100 oder 10^-fache) der Einheit: 

Hekto (Kurzzeichen: h), 

für das Zehnfache 

(10 oder 10^-fache) der Einheit: 

Deka (Kurzzeichen: da). 


für das Zehntel 

(0,1 oder 10~^-fache) der Einheit: 

Dezi (Kurzzeichen: d), 

für das Hundertstel 

(0,01 oder 10~^-fache) der Einheit: 

Zenti (Kurzzeichen: c), 

für das Tausendstel 

(0,001 oder 10~^-fache) der Einheit: 

Milli (Kurzzeichen: m), 

für das Millionstel 

(0,000 001 oder 10— ®-fache) der Einheit: 

Mikro (Kurzzeichen: fx), 

für das Milliardstel 

0,000 000 000 001 oder 10“ ^^-fache) der Einheit: 

Nano (Kurzzeichen: n), 

für das Billionstel 

0,000 000 000 001 oder lO-^^.f^che) der Einheit: 

Piko (Kurzzeichen: p), 

für das Billiardstel 

( 0,000 000 000 000 001 

oder lO-'^Mache) 
der Einheit: 

Femto (Kurzzeichen: f), 

für das Trillionstel 

( 0,000 000 000 000 000 001 

oder 10“i®-fache) der Einheit: 

Atto (Kurzzeichen: a), 

(2) Zur Bezeichnung eines dezimalen Vielfachen 
oder Teiles einer Einheit nach Absatz 1 dürfen nicht 
mehr als ein Vorsatz benutzt werden. 

(3) Der Vorsatz ist ohne Zwischenraum vor den 
Namen der Einheit, das Kurzzeichen des Vorsatzes 
ohne Zwischenraum vor das Kurzzeichen der Einheit 
zu setzen. Hochzeichen (Potenzexponenten) bei der- 
art zusammengesetzten Kurzzeichen müssen sich auf 
das ganze Kurzzeichen beziehen. 

(4) Wird eine Einheit als Produkt oder als Quo- 
tient aus dezimalen Vielfachen oder Teilen anderer 
Einheiten gebildet, so dürfen diese mit den in 
Absatz 1 genannten Vorsätzen und deren Kurz- 
zeichen bezeichnet werden, 

§7 

Aufgaben 

der Pbysikalisdi-Tedbnisciien Bundesanstalt 

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt hat: 

1. die gesetzlichen Einheiten darzustellen, 

2. die Prototype der Bundesrepublik Deutschland 
(Sowie die Einheitenverkörperungen und Nor- 
male an die internationalen Prototype oder 
Etalons nach der Internationalen Meterkonven- 
tion anzuschließen. 


3 



Drucksache V/1074 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


3. die Prototype der Bundesrepublik Deutschland 
sowie die Einheitenverkörperungen und Nor- 
male aufzubewahren, 

4. die Verfahren bekanntzumachen, nach denen 
nicht verkörperte Einheiten, einschließlich der 
Zeiteinheiten und Zeitskalen sowie der Tempe- 
ratureinheiten und Temperaturskalen darge- 
stellt werden, 

5. eine „Tafel der gesetzlichen Einheiten" be- 
kanntzumachen. 

§8 

Zuständige Behörden 

Die Landesregierungen oder die von ihnen be- 
stimmten Stellen bestimmen die für die Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes zuständigen Behörden, soweit 
nicht die Physikalisch-Technische Bundesanstalt zu- 
ständig ist. 

§9 

Auskünfte 

Die für die Einhaltung der Vorschriften dieses 
Gesetzes verantwortlichen Personen haben der zu- 
ständigen Behörde die für die Durchführung dieses 
Gesetzes und der auf Grund des § 5 erlassenen Vor- 
schriften erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Der 
zur Auskunft Verpflichtete kann die Auskunft über 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm 
selbst oder einen der in § 383 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Angehörigen 
der Gefahr strafgerichtlicher Verfolgung oder eines 
Verfahrens nach dem Gesetz über die Ordnungs- 
widrigkeiten aussetzen würde. 

§ 10 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde bekanntgeworden ist, unbefugt offenbart, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und mit Geld- 
strafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Gefäng- 
nis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geldstrafe 
erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer ein frem- 
des Geheimnis, namentlich ein Betriebs- oder Ge- 
schäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraussetzun- 
gen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, unbefugt 
verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 11 

Bußgeldvorschrift 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

1. im geschäftlichen Verkehr entgegen § 1 
Abs. 1 zur Angabe von Größen nach §§ 3 
oder 4 nicht die gesetzlichen Einheiten 
verwendet oder 

2. einer Vorschrift einer nach § 5 ergange- 
nen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, so- 
weit die Rechtsverordnung für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Bußgeld- 
vorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße geahndet werden. 

§ 12 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 11 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung des Betriefbs oder eines 
Teils des Betriebs eines anderen beauftraigt oder 
von diesem ausdrücklich damit betraut ist, in eige- 
ner Verantwortung Pflichten zu erfüllen, die dieses 
Gesetz oder die auf Grund dieses Gesetzes (erlas- 
senen Rechtsverordnungen auferlegen. 

§ 13 

Ubergangsvorschrift 

§ 1 ist nicht auf Größenangaben anzuwenden, die 
vor Inkrafttreten dieses Gesezes im geschäftlichen 
oder amtlichen Verkehr gemacht worden sind. 

§ 14 

Außerkrafttreten von Vorschriften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten 
außer Kraft: 

1. die §§ 1 bis 5 des Gesetzes betreffend die 
elektrischen Maßeinheiten vom 1. Juni 1898 
(Reichsgesetzbl. S. 905), 

2. der Abschnitt I der Bekanntmachung zur Durch- 
führung des Gesetzes betreffend die elektri- 
schen Maßeinheiten vom 6. Mai 1901 (Reichs- 
gesetzbl. S. 127), 

3. die §§ 1 und 2 des Gesetzes über die Tempera- 
turskale und die Wärmeeinheit vom 7. August 
1924 (Reichsgesetzbl. I S. 679), 
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4. die §§ 1 bis 8 des Maß- und Gewichtsgesetzes 
vom 13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1499). 


§ 15 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 


§ 16 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt ein Jahr nach seiner Verkün- 
dung in Kraft; § 5 tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

1. Notwendigkeit für eine Neuregelung der gesetz- 
lichen Einheiten 

a) Internationale Verpflichtungen 

Eine Zusammenarbeit auf nationaler und internatio- 
naler Ebene ist nur gesichert, wenn eine der wich- 
tigsten Grundlagen des gesamten Meßwesens, näm- 
lich die Einheiten im Meßwesen, in voller Überein- 
stimmung mit den internationalen Festsetzungen 
auch in der Bundesrepublik in Kraft getreten sind. 
Anderenfalls würden alle sonstigen Bemühungen 
zur Harmonisierung der Beziehungen in Wirt- 
schaft und Handel, industrieller Entwicklung und 
Produktion, Verkehr und Nachrichtenwesen erheb- 
lich behindert werden. 

Innerhalb der EWG haben Frankreich und Belgien 
die Anpassung ihrer gesetzlichen Einheiten an die 
Einheiten des Internationalen Einheitensystems der 
Meterkonvention schon vollzogen. In Italien und 
in den Niederlanden sind entsprechende Gesetz- 
entwürfe soweit gediehen, daß mit ihrer Verab- 
schiedung in naher Zukunft zu rechnen ist. 

Die Meterkonvention, deren Organe das Interna- 
tionale Einheitensystem beschließen, ist ein inter- 
nationales Vertragswerk, das am 20. Mai 1875 in 
Paris zwischen 17 Staaten — darunter dem Deut- 
schen Reich — mit dem Ziel der Ausbreitung und 
Weiterentwicklung des metrischen Systems abge- 
schlossen worden ist. Der Vertrag besteht heute 
zwischen 40 Staaten. Der Aufgabenbereich umfaßt 
die gesamte Mechanik einschließlich Zeitbestim- 
mung, Elektrizität und Magnetismus, Wärme, 
Photometrie, ionisierende Strahlung und physika- 
lische Konstanten. Beschlüsse der Generalkonferenz 
der Meterkonvention sind Empfehlungen für die 
Gesetzgebung der Mitgliedstaaten. Sie sind auf 
internationaler Basis erarbeitet worden und gewin- 
nen — wie das Vertragswerk selbst — nur dann 
praktische Bedeutung, wenn sie in die Gesetzge- 
bung der Mitgliedstaaten eingehen. Die Entwicklung 
der Einheiten im Meßwesen ist inzwischen durch die 
Festsetzung des Internationalen Einheitensystems, 
vor allen durch die von der 10. Generalkonferenz 
für Maß und Gewicht angenommenen 6 Basiseinhei- 
ten, nämlich 

Das Meter für die Länge, 

das Kilogramm für die Masse, 

die Sekunde für die Zeit, 

das Ampere für die elektrische Strom- 

stärke, 

den Grad Kelvin für die thermodynamische 

Temperatur, 

die Candela für die Lichtstärke 

zu einem gewissen Abschluß gekommen. Die Basis- 
einheiten und aus ihnen abgeleitete Einheiten wer- 


I den von den zuständigen internationalen Fachorga- 
nisationen und wissenschaftlichen Unionen sowie 
Forschung und Lehre empfohlen und auch der Nor- 
mungsarbeit zugrunde gelegt. 

b) Lage in der Bundesrepublik 

Die derzeit in der Bundesrepublik bestehenden ge- 
setzlichen Bestimmungen über Einheiten im Meß- 
wesen sind in verschiedenen Gesetzen verstreut, 
und zwar 

Gesetz betreffend die elektrischen Maßeinheiten 
vom 1. Juni 1898 (RGBl. S. 905) und Bekanntmachung 
vom 6. Mai 1901 (RGBl. S. 127), 

Gesetz über die Temperaturskale und die Wärme- 
einheit vom 7. August 1924 (RGBl. S. 679), 

Maß- und Gewichtsgesetz vom 13. Dezember 1935 
(MuGG) (RGBl. I S. 1499) und Ausführungsverord- 
nung vom 20. Mai 1936 (RGBl. I S. 459). 

Von den sechs Basiseinheiten des Internationalen 
Einheitensystems ist derzeit nur eine, die Masseein- 
heit Kilogramm, gesetzliche Einheit (§ 1 MuGG). Die 
Definition der Längeneinheit „Meter" (§ 2 MuGG), 
die auf dem 1889 als internationales Prototyp erklär- 
ten Meterstab beruht, ist von der 11. Generalkon- 
ferenz für Maß und Gewicht durch eine neue „Wel- 
lenlängen-Definition" abgelöst worden. Für das 
„Ampere" ist in § 3 des Gesetzes betr. die elektri- 
schen Maßeinheiten eine Definition der Strom- 
stärkeeinheit verwandt worden, die von der 9. Ge- 
neralkonferenz für Maß und Gewicht 1948 durch 
eine andere ersetzt wurde. Die Zeiteinheit Sekunde, 
die Temperatureinheit Grad Kelvin und die Licht- 
stärkeeinheit Candela sind in deutschen Rechtsvor- 
schriften noch nicht enthalten. 

Auch die abgeleiteten Einheiten des Internationa- 
len Einheitensystems sind infolgedessen nur zu 
einem geringen Bruchteil gesetzliche Einheiten. Von 
ihnen ist eine Reihe durch Definitionen festgelegt, 
die mit denen des Internationalen Einheitensystems 
nicht übereinstimmen, beispielsweise die elektri- 
schen Einheiten des Gesetzes betreffend die elek- 
trischen Maßeinheiten und die Einheiten für Tem- 
peratur und Wärmemenge des Gesetzes über die 
Temperaturskale und die Wärmeeinheit. 

Die gesetzliche Einführung des Internationalen Ein- 
heitensystems in seiner Gesamtheit ensprechend 
den Beschlüssen der 9. bis 12. Generalkonferenz für 
Maß und Gewicht, wird nicht nur dem Inhalt und 
Sinn der Meterkonvention als einem zwischenstaat- 
lichen Vertrag gerecht, sondern ist auch deshalb 
notwendig, damit die für Wissenschaft, Technik 
und industrielle Produktion unentbehrlichen Rechen- 
größen eindeutig bestimmt werden können und 
national sowie international ein einheitlicher Sprach- 
gebrauch gesichert wird. 
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Auch macht die immer enger werdende Verflech- 
tung der gegenseitigen Beziehungen in Handel, Wirt- 
schaft, Industrie, Technik und Forschung zwischen 
dem In- und Ausland ein geschlossenes Einheiten- 
system erforderlich, das mit den internationalen 
Festsetzungen in Einklang steht. 

Für die Bereiche des täglichen Lebens, z. B. die Ver- 
teilung von Verbrauchsgütern, wird die im Gesetz- 
entwurf vorgesehene Regelung des Einheiten- 
wesens kaum Auswirkungen zeitigen, da die Ein- 
heiten der Länge, der Fläche, des Volumens und 
der im täglichen Sprachgebrauch als Gewicht be- 
zeichneten Masse praktisch keine Veränderung er- 
fahren sollen. 

2. Gründe für ein gesondertes Einheitengesetz 

Die bisher in mehreren Gesetzen verstreut enthal- 
tenen Bestimmungen über Einheiten sollen an einer 
Stelle übersichtlich zusammengefaßt werden, wofür 
bereits Beispiele aus der Gesetzgebung anderer 
Staaten vorliegen (z. B. Finnland, Frankreidi, 
Tschechoslowakei, Ungarn, Venezuela). Eine Be- 
handlung der Materie in einem gesonderten Ge- 
setz empfiehlt sich, weil metrologische Einheiten 
nicht nur im Eichwesen, sondern auch auf zahlrei- 
chen anderen Gebieten benutzt werden. Die wesent- 
lichsten sind folgende: 

wissenschaftliches und industrielles Meßwesen, 
Materialprüfwesen, 

Entwicklung, Konstruktion und Betriebsüber- 
wachung in Technik und Industrie, 

Forschung, insbesondere auf den Gebieten der 
Naturwissenschaften, der Ingenieurwissen- 
schaften, der Medizin und der Biologie, 

Nachrichtenwesen, Verkehr, Wirtschaft und 
Handel, 

Unterricht in den Volksschulen, den höheren 
Schulen, den Ingenieurschulen und Pädagogien, 
den Technischen Hochschulen und Universitä- 
ten. ; 

3. Gesetzesbezeidinung 

Die Bezeichnung „Maß und Gewicht" ist ein der 
historischen Entwicklung entstammender Fachaus- 
druck, der auch in anderen Staaten und Sprachen 
in analoger Form angewandt wird (z. B. „poids et 
mesures", „weights and measures"). Da diese Be- 
zeichnung jedoch nur unvollständig das Sachgebiet 
umreißt, soll künftig die umfassende Bezeichnung 
„Einheiten im Meßwesen" verwendet werden. Die 
gleichen Gründe haben dazu geführt, die Novelle 
zum Maß- und Gewichtsgesetz als Entwurf eines 
Gesetzes über das Meß- und Eichwesen zu bezeich- 
nen. 

4. Gesetzgebungskompetenz 

Nach Artikel 73 Nr. 4 des Grundgesetzes hat der 
Bund die ausschließliche Gesetzgebung über „Maße 
und Gewichte" sowie über die Zeitbestimmung. 


5. Kosten 

lund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die- 
es Gesetz keine zusätzlichen Kosten. 


II. Im einzelnen 

Zu § 1 

Absatz 1 soll § 8 MuGG ersetzen. Nach § 8 MuGG 
ist das Angebot, der Verkauf oder die Berechnung 
einer Leistung nach anderen als den gesetzlichen 
Einheiten verboten; das Verbot ist nach § 60 Abs. 1 
Nr. 1 MuGG unter Strafe gestellt, wenn eine auf 
Erwerb gerichtete Tätigkeit vorliegt. 

Absatz 1 erweitert den Anwendungsbereich gegen- 
über § 8 MuGG. Geschäftlicher Verkehr liegt über- 
all dort vor, wo eine Leistung gegen Entgelt er- 
bracht wird. Der Begriff erschöpft sich nicht nur in 
Angebot, Verkauf und Berechnung, sondern erfaßt 
darüber hinaus alles, was zur Vorbereitung und 
Abwicklung von Geschäften gehört, also auch die 
Werbung, die Auszeichnung und die Zusendung der 
Ware. 

Das Gesetz soll auch im amtlichen Verkehr ange- 
wendet werden (Absatz 2), ein Bereich, der bisher 
von § 8 MuGG nicht erfaßt wird. Amtlicher Verkehr 
ist jeder Vorgang hoheitlicher oder schlicht ver- 
waltender Art. Hierzu gehört jede Tätigkeit eines 
Amtes mit einem Dritten, wobei es nicht erforder- 
lich ist, daß der Dritte ebenfalls Amtseigenschaft 
besitzt. 

Absatz 3 nimmt, wie § 8 Abs. 2 MuGG, den Ver- 
kehr von und nach dem Ausland von der Gebots- 
norm in Absatz 1 und 2 aus, da sonst der Handels- 
austausch vor allem mit Staaten, die die metrischen 
Einheiten nicht gesetzlich eingeführt haben oder 
bei denen sie nicht verbindlich sind, erschwert 
würde. Der Handelserleichterung dient es auch, alle 
mit der Ein- und Ausfuhr unmittelbar zusammenhän- 
genden Geschäfte von den in Absatz 1 und 2 nor- 
mierten Pflichten zu befreien. Diese Vorschrift ist 
eng auszulegen. Mit der Ausfuhr stehen vor allem 
Zulieferungen in unmittelbarem Zusammenhang. Die 
Begriffe „Ausfuhr" und „Einfuhr" stimmen mit der 
Festlegung in § 4 Abs. 2 Nr. 3 und 4 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes überein. 

Absatz 4 befreit von der Anwendung des Gesetzes, 
wenn Einheiten auf Grund von internationalen Über- 
einkommen im Bereich des Schiffs-, Luft- und Eisen- 
bahnverkehrs verwendet werden, weil diese Über- 
einkommen die Vertragsschließenden oft zur An- 
wendung von Einheiten, die in dem entsprechenden 
Bereich überliefert sind, verpflichten so z. B. angel- 
sächsische Einheiten im Schiffs- und Luftverkehr. 


Zu §2 

Die Resolution 12 der 11. Generalkonferenz für 
Maß und Gewicht vom Jahre 1960 über das In- 
ternationale Einheitensystem der Meterkonvention 
enthält eine international verbindlich festgesetzte 
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Abkürzung für das System: SI. Aus den sechs Basis- 
einheiten für die sechs Basisgrößen lassen sich für 
alle weiteren abgeleiteten Größen die kohärenten 
Einheiten des Internationalen Einheitensystems als 
Potenzprodukte aus den sechs Basiseinheiten mit 
dem Zahlenfaktor 1 ableiten. Hierdurch wird jeder 
Größe gerade eine und nur eine Einheit im Inter- 
nationalen Einheitensystem zugeordnet: diese Ein- 
heit ist die SI-Einheit (unite-SI; Sl-unit) der betref- 
fenden Größe. Eine erste Liste von SI-Einheiten ist 
in der oben genannten Resolution der 11. General- 
konferenz für Maß und Gewicht enthalten. 


Die in § 2 Nr. 1 genannten Basiseinheiten des Inter- 
nationalen Einheitensystems werden in § 3 einzeln 
mit Namen, Kurzzeichen und Definition aufgeführt. 

Zur Charakterisierung der in Nr. 2 bis 4 genannten 
Einheiten sei bemerkt: 

1. Am Beispiel der SI-Einheiten soll das Prinzip 
der Bildung von abgeleiteten Einheiten erläutert 
werden. 

Aus den drei Basisgrößen Länge, Masse und Zeit 
(§ 3 Abs. 1) werden beispielsweise die Größen 

Fläche als Länge mal Länge oder Länge ins 
Quadrat, 

Geschwindigkeit als Weg/Zeit oder Länge/ 
Zeit, 

Beschleunigung als Geschwindigkeitsände- 
rung/Zeit oder Länge/Zeit ins Quadrat, 

Kraft als Masse mal Beschleunigung oder 
Länge mal Masse/Zeit ins Quadrat, 

Druck als Kraft/Fläche oder Masse/Länge mal 
Zeit ins Quadrat, 

Arbeit oder Energie als Kraft mal Weg oder 
Länge ins Quadrat mal Masse/Zeit ins Qua- 
drat 


abgeleitet. Dementsprechend ergeben sich aus 
den Basiseinheiten Meter (Kurzzeichen: m), Kilo- 
gramm (Kurzzeidien: kg) und Sekunde (Kurz- 
zeichen: s) für die Basisgrößen Länge, Masse und 
Zeit als abgeleitete SI-Einheiten 


für die Fläche: 
für die Geschwindigkeit: 
für die Beschleunigung: 
für die Kraft: 

für den Druck: 

für die Arbeit oder Energie: 


1 m^ 

1 m/s = 1 m s~^ 
1 m/s“ = 1 m s~- 
1 m kg/ s^ 

= 1 m kg s~^ 

1 kg/m s^ 

= 1 m~i kg s~2 

1 m^ kg/s^ 

= 1 m^ kg s“^ 


Diese sechs SI-Einheiten sind wie alle übrigen 
SI-Einheiten mit dem Zahlenfaktor 1, d. h. „kohä- 
rent"', aus den Basiseinheiten abgeleitet. Einige 
haben besondere Namen: 

die SI-Einheit der Kraft heißt Newton (Kurz- 
zeichen: N) mit der Beziehung 1 N = 
1 m kg s~ -, 

die SI-Einheit der Arbeit oder Energie heißt 
Joule (Kurzzeichen: J) mit der Beziehung 
1 J = 1 Nm = 1 m^ kg s~^. 


2. Außer den SI-Einheiten sind zwei weitere Grup- 
pen von abgeleiteten Einheiten weitgehend üb- 
lich und auch international festgestgelegt, die 
zwar auch als Potenzprodukte aus den sechs 
Basiseinheiten des Internationalen Einheiten- 
systems, jedoch mit einem von 1 verschiedenen 
Zahlenfaktor abgeleitet werden und daher „nicht- 
kohärent" abgeleitete Einheiten sind: 

a) Nicht-kohärent mit einer ganzzahligen Potenz 
von 10, d. h. mit einem Zahlenfaktor 10^ 
(n ganzzahlig und nicht gleich null) abgeleitete 
Einheiten, die als dezimale Vielfache oder 
Teile von Basiseinheiten oder kohärent ab- 
geleiteten Einheiten zu bezeichnen sind. Bei- 
spiele sind die Längeneinheiten 

„einhundert Meter (100 m = 10- m)", 

„eine Million Meter (1 000 000 m = 10^ m)", 
„zehn Milliarden Meter (10 000 000 000 m = 

10^0 m) 

oder 

„ein hundertstel Meter ( -^- 

„ein millionstel Meter (^ m ^ 10“^ m)' 

ein zehnmilliardstel Meter ( i^ooTcToö-ooo “ = 

Einzelne solcher dezimalen Vielfachen oder 
Teile von Einheiten haben eigene Namen, 
beispielsweise 

für die Länge: 10“^^ m den Namen Äng- 
ström mit dem Kurzzeichen Ä, 
für die Fläche: 10^ m^ den Namen Ar mit 
dem Kurzzeichen a, 

für die Beschleunigung: 10~^ m s”“^ den Na- 
men Gal mit dem Kurzzeichen Gal, 
für die Kraft: 10~^ m kg s“^ = 10“^ N den 
Namen Dyn mit dem Kurzzeichen dyn, 
für den Druck: 10^ m~^ kg s“ ^ =10^ N/m- 
den Namen Bar mit dem Kurzzeichen bar, 
für die Arbeit oder Energie; 10~'^ m^ kg s 
^ 10~^ J den Namen Erg mit dem Kurz- 
zeichen erg. 

b) Nicht-kohärent mit einem von 1 und einer 
Zehnerpotenz 10^ verschiedener Zahlenfak- 
tor abgeleitete Einheiten. Beispiele sind: 

für die Kraft: 9,806,65 m kg s^^ = 9^806 65 N 
mit dem Namen Kilopond (Kurzzeichen: 
kp). 

für den Druck: 101 325 m ’^ kg s— ^ == joi 325 
N/m^ mit dem Namen physikalische At- 
mosphäre (Kurzzeichen: atm), 
für die Arbeit oder Energie: 4,186 8 m- kg 
s— 2 = 4486 8 J mit dem Namen Kalorie 
(Kurzzeichen: cal). 

3. über die aus den Basiseinheiten des Internatio- 
nalen Einheitensystems kohärent abgeleiteten 
SI-Einheiten und nicht-kohärent abgeleiteten wei- 
teren Einheiten hinaus sind noch einige Einheiten 
allgemein gebräulich und insbesondere durch das 
Eindringen von Atom- und Kernphysik in Tech- 
nik und Wirtschaft auch erforderlich, die sich 
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nidit aus den Basiseinheiten des Internationalen 
Einheitensystems ableiten lassen, sondern von 
diesen unabhängig über atomare Gegebenheiten 
definiert sind. 

Aus diesen allgemeinen Ausführungen ergibt sich 
folgendes. Außer den in § 2 Nr. 1 genannten Basis- 
einheiten des Internationalen Einheitensystems müs- 
sen die in § 2 Nr, 2 genannten atomphysikalischen 
Einheiten als gesetzliche Einheiten festgesetzt wer- 
den. Namen, Kurzzeichen und Definitionen dieser 
Einheiten sind in § 4 aufgeführt. 

Die dritte Gruppe von Einheiten, die als gesetzliche 
Einheiten festzusetzen sind, bilden die in § 2 Nr. 3 
genannten, aus den (in § 3 aufgeführten) Basis- 
einheiten des Internationalen Einheitensystems und 
den (in § 4 aufgeführten) atomphysikalischen Ein- 
heiten kohärent und nicht-kohärent abgeleiteten 
Einheiten. Die Festsetzung der abgeleiteten gesetz- 
lichen Einheiten mit Namen, Kurzzeichen und Defi- 
nitionen soll nach § 5 durch Rechtsverordnung erfol- 
gen. 

Als vierte Gruppe von gesetzlichen Einheiten wer- 
den in § 2 Nr. 4 die dezimalen Vielfachen und Teile 
von Einheiten genannt; d. h. durch Nr. 4 wird be- 
stimmt, daß auch die dezimalen Vielfachen und 
Teile der in §§ 3 und 4 aufgeführten Basiseinheiten 
und atomphysikalischen Einheiten sowie der durch 
Rechtsverordnung nach § 5 festzusetzenden abgelei- 
teten einheiten gesetzliche Einheiten sind. Soweit 
dezimale Vielfache oder Teile von gesetzlichen Ein- 
heiten eigene Namen haben, sollen sie unter den 
abgeleiteten gesetzlichen Einheiten in der Rechts- 
verordnung nach § 5 mit ihren Kurzzeichen auf- 
geführt werden. 


Zu §3 

Das Meter ist bereits gesetzliche Einheit nach § 1 
Abs. 1 des Maß- und Gewichtsgesetzes (MuGG) vom 

13. Dezember 1935. 

Im MuGG ist das Meter noch als der Abstand zwi- 
schen zwei Strichen auf einem Platin-Iridium-Stab, 
den die 1. Generalkonferenz für Maß und Gewicht 
1889 zum Internationalen Prototyp erklärte und 
der im Internationalen Büro für Maß und Gewicht 
in Sevres bei Paris aufbewahrt wird, definiert 
worden. 

Als Folge der gesteigerten Anforderungen in der 
Präzisionsmeßtechnik ergab sich die Notwendigkeit, 
die „Strich "-Definition des Internationalen Meter- 
prototyps, von dem die Länge „ein Meter" nur mit 
einer Unsicherheit von etwa 2 zehnmillionstel Me- 
ter abgenommen werden kann, zugunsten einer in 
jahrzehntelanger Forschungsarbeit entwickelten 
„Wellenlängen"-Definition aufzugeben, da Wellen- 
längen geeigneter Spektrallinien mittels interfe- 
rentieller Methoden um 1 bis 2 Größenordnungen 
genauer miteinander verglichen werden können. Am 

14. Oktober 1960 wurde die Neudefinition des Me- 
ters von der 11. Generalkonferenz für Maß und Ge- 
wicht in der Resolution 6 einstimmig angenommen. 

Die Neudefinition des Meters beruht auf einer Wel- 
lenlänge, die dem Unterschied der Energie zweier 


stabiler Zustände eines ungestörten Atoms zuge- 
ordnet werden kann, wobei die beiden Zustände 
sich durch die zugehörigen Eelektronenkonfiguratio- 
nen des Atoms unterscheiden und daher auch kurz 
Elektronenterme genannt werden. Beim Übergang 
des Atoms von einem in den anderen stabilen Zu- 
stand oder Elektronenterm wird die Energiedifferenz 
der beiden Terme vom Atom quantenhaft als elek- 
tromagnetische Strahlung in Form einer Spektral- 
linie ausgesandt, deren Vakuumwellenlänge der 
Energiedifferenz umgekehrt proportional ist. Um 
den durch eine Wechselwirkung zwischen den mag- 
netischen Momenten det Elektronenhülle und des 
aus Protonen und Neutronen auf gebauten Atom- 
kerns bedingten Störeinfluß (Hyperfeinstruktur) auf 
die Spektrallinie ausschalten zu können, kamen für 
die Wellenlänge-Definition des Meters nur Atome 
ohne Kernspin und damit ohne magnetisches Kern- 
moment in Betracht. Diese Bedingung schränkt die 
Auswahl auf solche Atomsorten oder „Nuklide" 
ein, deren Kerne eine gerade Zahl von Protonen 
sowie eine gerade Zahl von Neutronen und somit 
auch eine gerade Zahl von „Nukleonen" enthalten 
(„Nukleon" ist die Sammelbezeichnung für die die 
Kerne aufbauenden Protonen und Neutronen). 

Die Wahl fiel nach langjährigen Untersuchungen 
auf die deutscherseits vorgeschlagene orange Linie 
des Nuklids ®^Kr (Kryptonatome der Nukleonenzahl 
86), deren Ausstrahlung dem Übergang der Kryp- 
tonatome vom Elektronenterm öds zum Elektronen- 
term 2pio entspricht. 

Die Wellenlängendefinition des Meters (Absatz 2) 
ermöglicht für alle Längenmessungen höchster Prä- 
zision die Ausschöpfung der heute erreichbaren 
Genauigkeit interferentieller Methoden in der Meß- 
technik. 

Das Kilogramm ist bereits gesetzliche Einheit nach 
§ 1 Abs. 1 MuGG. 

Ursprünglich wurde als Einheit der Masse das 
Gramm als 1 Kubikcentimeter reinen Wassers bei 
der Temperatur des schmelzenden Eises (d. h. über 
Meter und Wasserdichte) definiert und sollte 
somit ein Naturmaß darstellen. Als auf Grund des- 
selben Gesetzes des französischen Nationalkon- 
vents auch die Masseneinheit verkörpert werden 
sollte, wurde sie aber nicht durch ein Gramm-Stück, 
sondern durch ein Kilogramm-Stück aus Platin- 
schwamm, also durch das Tausendfache des ur- 
sprünglich definierten Gramms nachgebildet; dieses 
Kilogramm-Stück wurde 1799 im französischen 
Staatsarchiv als „kilogramme des archives" hinter- 
legt. 

Im Rahmen der 1875 in Paris von 17 Staaten Unter- 
zeichneten Meterkonvention wurde für die Defi- 
nition des Kilogramms eine neue physikalische Basis 
geschaffen, da sich herausgestellt hatte, daß das 
„kilogramme des archives" nicht ganz genau der über 
Meter und Wasserdichte festgelegten Definition ent- 
sprach. Eine Reihe neuer Platin-Iridium-Zylinder 
wurde für das Kilogramm hergestellt, unter denen 
die 1. Generalkonferenz für Maß und Gewicht im 
Jahre 1889 einen auswählte und zum Inter- 
nationalen Kilogrammprototyp erklärte, das damit 
nicht nur eine Verkörperung der Masseneinheit, 
sondern auch ihre Definition darstellt (Absatz 3). 
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Von den an die Signatarstaaten der Meterkonven- 
tion überantworteten nationalen Kilogrammproto- 
typen besitzt die Bimdesrepublik Deutschland das 
Prototyp Nr. 52, das in der Physikalisch-Techni- 
schen Bundesanstalt aufbewahrt wird. 

Das Wort „Zeit" umschließt zweierlei, nämlich Zeit- 
punkt und Zeitintervalle, d. h. Differenzen zwischen 
zwei Epochen. Zur Messung von Zeitintervallen be- 
darf es einer Einheit, beispielsweise der Zeitinter- 
valleinheit Sekunde. Die Festellung von Zeitpunk- 
ten erfordert außerdem eine Skala, gegen deren Null- 
punkt Zeitpunkte, oder wie der Astronom sagt, 
Epochen angegeben werden; die im täglichen Leben 
übliche Zeitskala ist die bürgerliche Zeitrechnung 
mit dem Gregorianischen Kalender, dessen Null- 
punkt „Christi Geburt" willkürlich festgelegt wurde. 

Die Sekunde ist bisher gesetzlich nicht definiert 
festgelegt, obwohl sie beispielsweise im § 2 des 
Gesetzes betreffend die elektrischen Maßeinheiten 
vom 1. Juni 1898 zur früheren Definition des 
Ampere herangezogen wird. Das Gesetz betreffend 
die Einführung einer einheitlichen Zeitbestimmung 
vom 12. März 1893 definiert keine Zeitintervall- 
einheitj sondern legt lediglich die „mittlere Sonnen- 
zeit des fünfzehnten Längengrades östlich von 
Greenwich" als gesetzlichen Bezugspunkt für die 
bürgerliche Zeitrechnung fest. 

Ursprünglich wurde die Sekunde aus der Beobach- 
tung der Erddrehung gegenüber der Sonnenstellung 
abgeleitet. Elliptizität der Erdbahn um die Sonne 
und Schiefe der Elliptik bewirken ein Fortschreiten 
der beobachteten Sonnenstellungen ‘mit ungleich- 
förmiger Geschwindigkeit. Daher dachte man sich 
die „wahre Sonne" durch eine fiktive, sogenannte 
„mittlere Sonne" ersetzt, deren Zeitwinkel sich nach 
den ihr auferlegten Bedingungen gleichförmig än- 
dern sollte und, mit einem konstanten Proportiona- 
litätsfaktor multipliziert, die „mittlere Sonnenzeit" 
am Beobachtungsort angibt. In dieser mittleren Son- 
nenzeit ist die Sekunde als der 86400ste Teil des 
mittleren Sonnentages definiert worden. 

Eine Reihe weiterer durch Verlagerungen im Erd- 
körper selbst und durch Wechselwirkungen mit an- 
deren Himmelskörpern bedingte Einflüsse (z. B. 
Polhöhenschwankung der Erde, Flutreibung im Sy- 
stem Erde-Mond-Sonne, unregelmäßige und regel- 
mäßige Schwankungen der Periodendauer der Erd- 
umdrehung) machen es auch bei Anbringen mehrerer 
Korrektionen (einfach und zweifach korrigierte Welt- 
zeit) unmöglich, aus der Erdrotation eine hinreichend 
gleichförmige Zeitskala herzuleiten. Daher wurde 
wegen der Unvollkommenheit ihrer Gleichförmig- 
keit die Erdrotation als das die Zeit definierende 
Normal zugunsten der Erdrevolution, d. h. des jähr- 
lichen Umlaufs der Erde um die Sonne, auf gegeben. 
Im Jahre 1954 erteilte die 10. Generalkonferenz für 
Maß und Gewicht in ihrer Resolution 5 dem 
Internationalen Komitee für Maß und Gewicht Auf- 
trag und Vollmacht, die Sekunde neu zu definieren. 
In seiner Resolution 1 vom Jahr 1956 nahm das 
Internationale Komitee für Maß und Gewicht ein- 
stimmig die in diesem Gesetzentwurf enthaltene 
Definition (Absatz 4) an, welche dann im Jahre 1960 
von der 11. Generalkonferenz für Maß und Gewicht 
in ihrer Resolution 9 bestätigt wurde. 


Unter einem tropischen Jahre versteht man die Zeit, 
die von einem Durchgang der Sonne durch den 
Widderpunkt (Frühlingspunkt) bis zur nächsten Pas- 
sage des Frühlingspunktes verstreicht. 

„ Ephemer idenzeit" ist eine von der Internationalen 
Astronomischen Union 1952 so benannte Zeit- 
skala; die Ephemeridenzeit stellt die unabhän- 
gige Variable in den Sonnen-, Mond- und Planeten- 
theorien dar. 

Die astronomische Epoche „1900, Januar 0, 12 Uhr 
Ephemeridenzeit", der in der bürgerlichen Zeitrech- 
nung der 31. Dezember 1899, 12 Uhr mittags nach 
mittlerer Sonnenzeit in Greenwich entspricht, ist 
der Zeitpunkt des Beginns der Newcombschen Son- 
rientafeln; über die von Newcomb bei der Auf- 
stellung der Sonnentafeln für die mittlere Sonnen- 
länge benutzte Formel und die Dauer des tropi- 
schen Jahres im Zeitpunkt des Beginns der Tafeln ist 
die Ephemeridenzeit theoretisch definiert. 

Praktisch wird die Ephemeridenzeit auf Mondbeob- 
achtungen über die verbesserten und mit den Son- 
nenephemeriden in Übereinstimmung gebrachten 
Brownschen Mondtafeln bestimmt. 

Die Genauigkeit, mit der heute unter Einsatz der 
besten astronomischen Beobachtungsinstrumente die 
Zeitintervalleinheit „Ephemeriden" -Sekunde reali- 
siert werden kann, ist relativ gering. Es bedarf 
astronomischer Beobachtungen über ein oder meh- 
rere Jahre, um die Unsicherheit in der Bestimmung 
der Sekunde imter ein Milliardstel ihres Wertes zu 
bringen. Für die moderne Meßtechnik ist jedoch bei 
Zeitintervall- und Frequenzmessungen eine um min- 
destens zwei Zehnerpotenzen genauere imd momen- 
tan realisierbare Zeiteinheit erforderlich. So mußte 
die Physik nach anderen Wegen für eine neue Zeit- 
intervalleinheit suchen. Genau wie bei der Fest- 
setzung der metrischen Längeneinheit hat man sich 
auch für die Zeitintervalleinheit nadi einem natür- 
lichen Maß umgesehen, das nach unserer heutigen 
physikalischen Erkenntnis von äußeren Einflüssen 
unabhängig und konstant ist. Als ein solches Natur- 
maß sind die Eigenfrequenzen ungestörter Atome 
und Moleküle zu betrachten, die dem Unterschied 
der Energie zweier stabiler Zustände eines solchen 
Atoms oder Moleküls zugeordnet werden können. 

Eigenfrequenzen werden zeitlich periodisch verlau- 
fenden Vorgängen zugeordnet; sie sind dadurch 
charakterisiert, daß ein bestimmter Augenblickzu- 
stand in gleichen Zeitabständen, der Periodendauer 
des periodischen Vorganges, wiederkehrt. Der Rezi- 
prokwert der Periodendauer ist die Frequenz des 
periodischen Vorganges. Somit lassen sich Zeitmes- 
sungen auf Frequenzmessungen zurückführen, — 
beispielsweise hat man zur Bestimmung einer Zeit- 
differenz „abzuzählen", wie viele Periodendauem 
eines vorgegebenen periodischen Vorganges wäh- 
rend der zu bestimmenden Zeitspanne verstreichen. 

Im Vordergnmd der derzeitigen Entwicklung zu 
einer auf Eigenschaften von Atomen oder Mole- 
külen beruhenden Zeitintervalleinheit stehen die 
Energieunterschiede zwischen zwei Hyperfeinstruk- 
turniveaus des Grundzustandes von ungestörten Cä- 
sium-, Thallium- und Wasserstoffatomen, deren ex- 
perimentelle Realisierung unter dem Schlagwort 
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„Atomuhren" bekannt ist, insbesondere der Cäsium- 
Atomstrahl-Resonator, der Thallium-Atomstrahl-Re- 
sonator und der Wasserstoff-Maser. 

Das nachweisliche Bedürfnis der Metrologie nadi 
einer neu zu definierenden „atomaren" Sekunde 
wurde bereits 1960 von der 11. Generalkonferenz 
für Maß und Gewicht in ihrer Resolution 10 
festgestellt; alle auf diesem Gebiet arbeitenden in- 
ternationalen und nationalen Institutionen wurden 
aufgefordert, ihre Untersuchungen soweit wie mög- 
lich zu intensivieren und zu beschleunigen, damit 
möglichst schon die für das Jahr 1966 vorgesehene 
12. Generalkonferenz für Maß und Gewicht eine 
neue Sekunden-Definition beschließen könne, wobei 
die „atomare" Sekunde betragsmäßig mit der 
„Ephemeriden" -Sekunde übereinstimmen sollte. Bei 
den letzten, im Dezember 1963 abgehaltenen Sit- 
zungen des Comite Consultatif pour la Definition 
de la Seconde stellte sich jedoch heraus, daß die 
Arbeiten an den „Atomuhren" in den beteiligten 
Staatsinstituten noch nicht soweit gediehen sind, daß 
der auf Oktober 1964 vorverlegten 12. Generalkon- 
ferenz für Maß und Gewicht ein endgültiger Vor- 
schlag zur Neudefinition der Sekunde vorgelegt 
werden konnte. Die 12. Generalkonferenz für Maß 
und Gewicht hat jedoch durch ihre Resolution 5 
das Internationale Komitee für Maß und Gewicht 
autorisiert, atomare Frequenz-Etalons, die vorläufig 
mit einem vereinbarten Frequenzwert benutzt wer- 
den sollen, festzulegen und zu kennzeichnen. 

Das Internationale Komitee für Maß und Gewicht 
empfahl daraufhin in einer anschließenden Erklä- 
rung zunächst als vorläufigen Frequenz-Etalon die 
Frequenz des Hyperfeinstrukturüberganges (mit den 
Quantenzahlen: F'= 4, m'== O; F"= 3, m"= O) im 
Grundzustand eines ungestörten Atoms des Nuklids 
^^^Cs (Cäsiumatom der Nukleonenzahl 133) bei Re- 
duktion auf verschwindendes Magnetfeld und ord- 
nete dieser Frequenz den Wert 9 192 631 770 rezi- 
proke Sekunden (Hertz) zu. 

Bei der auf dem Gebiet der Zeit- und Frequenzmes- 
sung international bestehenden Situation war in 
den Gesetzentwurf als Definition der SI-Einheit 
Sekunde die im Bereich der Meterkonvention noch 
geltende „Ephemeriden" -Sekunde aufzunehmen. 

Das Ampere ist nach dem französischen Mathemati- 
ker und Physiker Andre Marie Ampere (1775 bis 
1836) benannt. Im Laufe der Zeit haben drei ver- 
schiedene Stromstärkeeinheiten den Namen Ampere 
erhalten: 

Auf dem 1. Internationalen Elektrizitätskongreß in 
London im Jahre 1881 erhielten fünf sogenannte 
„absolute praktisch" elektrische Einheiten cies Max- 
wellschen Quadrant-Systems Namen nach bedeuten- 


den Wissenschaftlern. 

Die Namenliste lautete: 

Einheit des elektrischen Widerstandes: Ohm 

Einheit der elektrischen Spannung; Volt 

Einheit der elektrischen Stromstärke; Ampere 

Einheit der elektrischen Ladung: Coulomb 

Einheit der elektrischen Kapazität; Farad 


Für den praktischen Gebrauch sollte zumindest eine 
dieser theoretisch definierten Einheiten durch einen 
Etalon verkörpert werden. Hierzu wurden für die 
Widerstandseinheit ein Quecksilbernormal und für 
die Stromstärkeeinheit ein Normalsilbervoltameter 
entwickelt. 

Auf der Internationalen Konferenz für elektrische 
Einheiten und Normale in London im Jahre 1908 
wurden diese Normale, das „Quecksilber-Ohm" und 
das „Silber- Ampere", als verkörpernde Realisie- 
rungsvorschriften für die 1881 definierten , absolu- 
ten praktischen" elektrischen Einheiten Ohm und 
Ampere international vereinbart. 

Später machten sich das Quecksilber-Ohm und das 
Silber- Ampere von 1908 als „internationales" Ohm 
und „internationales" Ampere selbständig und lö- 
sten* sich vom Ohm und Ampere von 1881. Experi- 
mentelle Vergleiche ließen Abweichungen zwischen 
Definitionen und Verkörperungen erkennen, die 
außerhalb der Meßunsicherheit lagen. Die Folge 
war, daß die verkörpernden Etalons gleichzeitig 
als Definitionen unabhängiger elektrischer Einhei- 
ten (im Sinne von Basiseinheiten) betrachtet und 
benutzt wurden. 

In der Fortentwicklung wurden Normalelemente, 
die meßtechnisch einfacher und genauer zu hand- 
haben waren als das Silbervoltameter, und (aus 
Metalldrähten gewickelte) Normalwiderstände in 
allen Staatsinstituten als definierende Normale 
zweier elektrischer Grundeinheiten (Internationales 
Volt und Internationales Ohm, oder Internationales 
Volt und Internationales Ampere = Internationales 
Volt/Internationales Ohm) verwendet. 

Hieraus entwickelte sich für den Bereich von Elek- 
trizität und Magnetismus ein kohärentes Einheiten- 
system mit vier Basiseinheiten, und zwar zwei me- 
chanischen (Meter und Sekunde) und zwei elektri- 
schen (Internationales Volt und Internationales Am- 
pere): das m-s-Vint“A int “System. Gesetzliche Ein- 
heit in Deutschland wurde das Internationale Am- 
pere zugleich mit dem Internationalen Ohm und 
dem Internationalen Volt durch das Gesetz betref- 
fend die elektrischen Maßeinheiten vom 1. Juni 
1898. 

Ein schwerwiegender und auf die Dauer nicht trag- 
barer Nachteil dieser „internationalen" elektrischen 
Einheiten war, daß sie nicht auf die mechanischen 
Einheiten (Meter, Kilogramm, Sekunde) abgestimmt 
sind und ciaß sie durch Normale definiert wurden, 
deren (grundsätzlich meßbare) stoffliche Eigenschaf- 
ten mit einer endlichen Stellenzahl zahlenmäßig 
festgelegt worden waren. 

Diese Schwierigkeiten wurden behoben durch den 
Übergang zu den sogenannten „absoluten" elektri- 
schen Einheiten, der im Jahre 1946 vom Internatio- 
nalen Komitee für Maß und Gewicht auf den 1. Ja- 
nuar 1948 festgelegt wurde. 

Diese „absoluten" elektrischen Einheiten basieren 
auf der Einführung einer elektrischen Basiseinheit 
und Ableitung der übrigen elektrischen Einheiten 
aus dieser elektrischen Basiseinheit und den drei 
mechanischen Basiseinheiten Meter, Kilogramm und 
Sekunde. Als elektrische Basiseinheit wurde das 


11 



Drucksache V/1074 


Deutscher Bundestag — 5, Wahlperiode 


„absolute" Ampere gewählt und so definiert, daß 
es betragsmäßig mit dem ursprünglichen Ampere 
von 1881, d. h. der Stromstärkeeinheit des Quadrant- 
Systems, übereinstimmt. 

In langjährigen Vergleichsmessungen wurden die 
Relationen zwischen den „internationalen" und den 
„absoluten" elektrischen Einheiten bestimmt. Als 
Ergebnis nahm das Internationale Komitee für Maß 
und Gewicht im Jahre 1946 die folgenden Um- 
rechnungsbeziehungen an: 

1 int. V= 1,000 34 abs. V und 

1 int. ß = 1,000 49 abs. Q d. h. 

1 int. A=1 int.V/1 int. Q = 0,999 85 abs. V/abs. Q 

= 0,999 85 abs. A 

Nach einer Übergangszeit, in der praktisch die frü- 
heren „internationalen" elektrischen Einheiten 
außer Gebrauch kamen, konnte man das zur Unter- 
scheidung im Namen der neuen elektrischen Einhei- 
ten eingefügte Adjektiv „absolut" fallenlassen. Das 
so eingeführte MKSA-System (Meter-Kilogramm- 
Sekunde- Ampere-System) ist ein Teilsystem des 
1954 begründeten Internationalen Einheitensystems 
der Meterkonvention für den Bereich von Mechanik 
und Elektrodynamik. Es trägt den heutigen Erfor- 
dernissen der Meßtechnik weit besser Rechnung als 
das bis 1948 gebräuchliche System der sogenannten 
internationalen elektrischen Einheiten (Absatz 5). 

In der Gesetzgebung ist dem 1948 erfolgten Über- 
gang von den „internationalen" zu den „absoluten" 
elektrischen Einheiten bisher nicht Rechnung getra- 
gen worden, so daß das Ampere des § 2 des Geset- 
zes betreffend die elektrischen Maßeinheiten vom 

1. Juni 1898 weder seinem Betrage nach noch in 
der dort festgelegten Definition mit den geltenden 
internationalen Empfehlungen übereinstimmt. 

Der Grad Kelvin ist nach dem englischen Physiker 
Sir William Thomson, seit 1892 Lord Kelvin of Largs 
(1824 bis 1907) benannt. 

Bei dem Begriff Temperatur ist, analog zum Begriff 
Zeit, zwischen Temperaturintervallen und Tempera- 
turpunkten, d. h. den Temperaturen jeweils betrach- 
teter Körper oder thermodynamischer Systeme zu 
unterscheiden. Ein Temperaturpunkt oder die Tem- 
peratur eines betrachteten Systems kann jedoch 
grundsätzlich durch ihre Differenz gegenüber der 
Temperatur eines für ein bestimmtes System will- 
kürlich vereinbarten Zustandes (beispielsweise 
Gleichgewichtstemperatur zwischen Eis und luft- 
gesättigtem Wasser beim Druck einer physikalischen 
Atmosphäre) beschrieben werden und wird auch im 
allgenleinen so bestimmt. Daher ist mit dem Begriff 
Temperatur der der Temperaturskala, in der Tempe- 
raturen angegeben werden, aufs engste verknüpft. 
Eine Temperaturskala ist durch ihren Nullpunkt, 
gegenüber dem die Temperaturen in ihr angegeben 
werden, und ihr Intervallmaß, das ihre Graduierung 
bestimmt, eindeutig festgelegt. 

Die thermodynamische Kelvin-Temperaturskala be- 
ginnt mit 0°K bei der Temperatur eines über den 

2. Hauptsatz der Thermodynamik physikalisch aus- 
gezeichneten Zustandes, dem sogenannten absoluten 
Nullpunkt der Thermodynamik j ihr Intervall- oder 


Skalenmaß wird durch den Grad Kelvin bestimmt. 
In ihr gemessene Temperaturen heißen Kelvin-Tem- 
peraturen (Absatz 6). 

Die Definition des Grad Kelvin wurde im Jahre 1954 
von der 10. Generalkonferenz für Maß und Gewicht 
in ihrer Resolution 3 angenommen. 

Der Grad Celsius für die Celsius-Temperatur soll 
durch Rechtsverordnung nach § 5 als gesetzliche 
Einheit zugelassen werden. Hinsichtlich der Inter- 
nationalen Temperaturskala von 1948 wird auf die 
Ausführungen zu § 7 verwiesen. 

Bisher ist weder die Candela noch eine andere 
Lichtstärkeeinheit gesetzlich festgelegt. 

Früher war eine Flammenlichtquelle definierendes 
Normal der Lichtstärkeeinheit. In Deutschland wurde 
zunächst die „Vereins-Paraffinkerze" (V. K.) her- 
gestellt und seit 1868 vom Deutschen Verein von 
Gas- und Wasserfachmännern kontrolliert. Dieser 
ersetzte gemeinsam mit dem Elektrotechnischen Ver- 
ein und dem Verband Deutscher Elektrotechniker im 
Jahre 1896 die V. K. durch die „Hefner-Kerze" (HK). 
Die Physikalisch-Technische Reichsanstalt stellte be- 
reits 1893 Beglaubigungsscheine für Hefner-Lampen 
aus. 

Parallel zu dieser Entwicklung wurde angestrebt, 
die Lichtstärkeeinheit von einer Glühkörper-Ein- 
heitslichtquelle abzuleiten. Im Jahre 1921 nahm die 
Internationale Beleuchtungskommission die „Inter- 
nationale Kerze" (IK) an, die sich von einem 
1 cm^ großen Stück glühender Platinoberfläche bei 
der Erstarrungstemperatur des Platins herleitet. Im 
Jahre 1929 wandten sich Organe der Meterkonven- 
tion den photometrischen Einheiten zu. Als Normal 
für die Lichtstärkeeinheit sollte ein Schwarzer Strah- 
ler dienen, der eine seiner Temperatur entspre- 
chende „schwarze" Strahlung aussendet und für den 
wahre Temperatur und Farbtemperatur identisch 
sind. Die photometrische Bewertung der schwarzen 
Strahlung erfolgt über die 1924 international ver- 
einbarte und 1933 vom Internationalen Komitee 
für Maß und Gewicht bestätigte spektrale Hell- 
empfindlichkeit des „Standard-Beobachters". 

Im Jahre 1933 autorisierte die 8. Generalkonferenz 
für Maß und Gewicht das Internationale Komitee 
für Maß und Gewicht, neue Lichteinheiten festzuset- 
zen. Auf Vorschlag seines Comite Consultatif de 
Photometrie faßte 1937 das Internationale Komitee 
für Maß und Gewicht einen Beschluß über die 
Festsetzung der neuen Lichteinheiten, dessen prak- 
tische Realisierung durch den Ausbruch des 2. Welt- 
krieges unterbunden wurde. Erst 1946 konnte das 
Internationale Komitee für Maß und Gewicht 
seine früheren Festlegungen ergänzen und den end- 
gültigen Einführungsbeschluß verabschieden, der 
1948 von der 9. Generalkonferenz für Maß und 
Gewicht bestätigt wurde bei gleichzeitiger An- 
nahme des Namens Candela für die neue Einheit 
der Lichtstärke (Absatz 7). 

Zu § 4 

Die physikalische Größe Stoffmenge und ihre Ein- 
heit Mol tragen dem Diskontinuum und dem atomi- 
stischen Aufbau der Materie Rechnung. 
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Nach heutiger Erkenntnis besteht Materie aus ein- 
zelnen Teilchen, z. B. aus Atomen, Molekülen, Radi- 
kalen, Ionen; dieser Sachverhalt wird in der Defini- 
tion der Stoffmengeneinheit Mol in Absatz 1 Satz 2 
durch die physikalische Formulierung „Teilchen 
eines Systems bestimmter Zusammensetzung" zum 
Ausdruck gebracht. Da solche Teilchen nur in be- 
sonderen Ausnahmefällen, beispielsweise beim ra- 
dioaktiven Zerfall, direkt gezählt werden können, 
ist die physikalische Größe „Teilchenanzahl" auch 
nur in derartigen Sonderfällen zahlenmäßig be- 
stimmbar. 

Daher wurde unabhängig von der Teilchenanzahl in 
Chemie und Physik der Begriff der Stoffmenge, die 
als physikalische Größe nicht aus anderen Größen 
abzuleiten ist, eingeführt. Die Größe Stoffmenge ist 
also als eine Basisgröße für die Behandlung des 
Diskontinuums in der Molekularphysik und der 
Chemischen Physik anzusehen. Die Stoffmenge ist 
somit auch nicht gleich der Teilchenanzahl, sondern 
dieser nur proportional; der Proportionalitätsfak- 
tor ist eine Naturkonstantc, die Avogadro- 
Konstante heißt und deren Wert in reziproken 
Mol experimentell bestimmt werden muß. Wie die 
Stoffmenge selbst ist auch ihre Einheit Mol nicht 
ableitbar und somit als Basiseinheit anzusehen. 

Als definierender Etalon für das Mol dient eine 
bestimmte Menge unter sich gleicher Teilchen. Die 
Art dieser das Mol definierenden Teilchen hat im 
Laufe der Jahrzehnte mehrfach gewechselt. 

Auf Grund theoretischer Betrachtungen und ein- 
gehender experimenteller Untersuchungen haben 
sich als zweckmäßigste Teilchenart Atome des Koh- 
lenstoff-Nuklids ^^C herausgestellt. Die das Mol 
definierende Menge der ^^C-Atome, die experimen- 
tell nicht abzählbar sind, wird über eine meßbare 
Eigenschaft aller Atome festgelegt, und zwar über 
ihre durch Wägung zu bestimmende Masse. 1960 
einigten sidi die an der Größe Stoffmenge und ihrer 
Einheit Mol in erster Linie interessierte Internatio- 
nale Union für reine und angewandte Chemie 
(lUPAC) und Internationale Union für reine und 
angewandte Physik (lUPAP) auf eine Menge von 
^“C-Atomen, deren Masse genau 12 Gramm beträgt, 
als den die Stoffmengeneinheit Mol definierenden 
Etalon. Inzwischen ist diese Mol-Definition auch von 
weiteren internationalen Fachorganisationen über- 
nommen worden. 

Die Größe Stoffmenge mit ihrer Einheit Mol ist 
eines der wichtigsten Bindeglieder zwischen makro- 
skopischem Kontinuum und atomistischem Diskonti- 
nuum in Chemie und Physik sowie ihren wissen- 
schaftlichen, technischen und industriellen Anwen- 
dungsgebieten, insbesondere im Meßwesen. Daher 
war die nicht aus SI-Einheiten abzuleitende Einheit 
Mol in den Gesetz-Entwurf aufzunehmen (Absatz 1). 

Die atomphysikalische Masseneinheit steht mit der 
Stoffmengeneinheit Mol in engem Zusammenhang. 
Beide Einheiten sind durch den gleichen Etalon, 
nämlich Atome des Kohlenstoff-Nuklids ^^C be- 
stimmt. Daher sind auch beide Einheiten gleichzeitig 
von den in den Ausführungen zu Absatz 1 genann- 
ten internationalen Unionen lUPAC und lUPAP 
festgelegt worden. 


Während das Mol Einheit der Basisgröße Stoff- 
menge ist, wird die atomphysikalische Massenein- 
heit als abgeleitete Einheit der Größe Masse ein- 
geführt. Die Definition der atomphysikalischen Mas- 
seneinheit ist so getroffen worden, daß sich im Be- 
reich der Atom- und Kernphysik sowie ihrer tech- 
nischen Anwendungen einfache zahlenmäßige Be- 
ziehungen zwischen Stoffmenge, Masse und der 
sogenannten molaren oder stoffmengenbezogenen 
Masse (Quotient Masse/Stoffmenge) ergeben, wel- 
che die Darstellung und rechnerische Behandlung in 
der Atomistik wesentlich vereinfachen. So ist bei- 
spielsweise der Zahlenwert der Masse eines Atoms 
eines Nuklids, gemessen in der atomphysikalischen 
Masseneinheit, gleich der relativen Atommasse (frü- 
her als Atomgewicht bezeichnet) des Nuklids und 
gleich dem Zahlenwert der molaren Masse des Nu- 
klids, gemessen in Gramm/Mol. 

Die Definition der atomaren Masseneinheit ist auch 
dem Meßverfahren höchster Präzision zur Ermitt- 
lung von Atom- oder Molekülmassen mit dem Mas- 
senspektrometer angepaßt, mit dem direkt relative 
Atommassen bestimmt werden. 

In der von lUPAC und lUPAP festgesetzten Skala 
der relativen Atommassen ist das Nuklid Be- 
zugsnuklid mit der diese Skala definierenden relati- 
ven Atommasse 12 und — gemäß der Definition der 
atomphysikalischen Masseneinheit (1 u) — der 
Atommasse 12 u. Andererseits repräsentieren nach 
der Definiton der Stoffmengeneinheit Mol (Absatz 1 
Satz 2) kg oder 12 g des Nuklids gerade die 

Stoffmenge 1 mol, die nach den Ausführungen zu 
Absatz 1 einer bestimmten, über die Avogadro- 
Konstante zu ermittelnden Teilchenanzahl entspricht. 
Somit wird das Verhältnis der Masseneinheit 
Gramm, des tausendsten Teiles der Basiseinheit 
Kilogramm, zur atomaren Masseneinheit direkt 
durch den experimentell zu bestimmenden Zahlen- 
wert der Avogadro-Konstanten in reziproken Mol 
gegeben. 

Da sich die atomare Masseneinheit nicht nach dem 
in § 5 Nr. 1 festgesetzten Verfahren „mit einem fe- 
sten Zahlenfaktor" aus der Basiseinheit Kilogramm 
ableiten läßt, sondern durch den vom Kilogramm 
unabhängigen Etalon „12ter Teil der Masse eines 
Atoms des Nuklids bestimmt ist, war diese 

für Wissenschaft, Technik und Industrie wichtige 
Einheit in den Gesetzentwurf aufzunehmen (Ab- 
satz 2). 

Nach unserer heutigen Kenntnis der Werte der Kon- 
stanten der Physik ist die Umrechnungsbeziehung 
zwischen atomphysikalischer Masseneinheit (1 u) 
und Kilogramm (1 kg) zu schreiben als 

1 u = (1,660 43 ± 8) . 10““7kg. 

In der Atom- und Kernphysik werden Energien 
weitgehend in der Einheit Elektronenvoit oder deren 
dezimalen Teilen und Vielfachen gemessen und an- 
gegeben. Das ist insbesondere der Fall für Anre- 
gungs-, Dissoziations- und lonisierungsenergien von 
Atomen und Molekülen, Kernanregungsenergien, 
Reaktionsenergien sowie Energien schneller Teil- 
chen und ionisierender Strahlungen. 
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Das Elektronenvolt ist definiert über die kinetische 
Energie, die in einem elektrischen Feld beschleunigte 
Elektronen aus der elektrischen Feldenergie entneh- 
men. Die kinetische Energie, die ein Elektron beim 
Durchlaufen einer bestimmten Potentialdifferenz ge- 
winnt, ist gleich dem Produkt aus dieser Potential- 
differenz und der elektrischen Ladung des Elektrons, 
deren Betrag eine Naturkonstante ist, die Elementar- 
ladung heißt und deren Wert in der SI-Einheit 
Coulomb experimentell bestimmt werden muß. 

Das Elektronenvolt ist seit langer Zeit bei allen 
beteiligten internationalen Unionen und Fachorga- 
nisationen eingeführt und zur Anwendung empfoh- 
len und auch für das Meßwesen von besonderer 
Bedeutung. 

Da sich das Elektronenvolt nicht nach dem in § 5 
Nr. 1 festgesetzten Verfahren „mit einem festen 
Zahlenfaktor" aus der SI-Energieeinheit Joule, 
einem Potenzprodukt der Basiseinheiten nach § 3 
ableiten läßt, sondern durch die von diesen und den 
in Absatz 1 und 2 aufgeführten atomphysikalischen 
Einheiten unabhängige Naturkonstante Elementar- 
ladung bestimmt wird, war auch das Elektronenvolt 
in den Gesetzentwurf aufzunehmen (Absatz 3), 

Nach unserer heutigen Kenntnis der Werte der 
Konstanten der Physik ist die Umrechnungsbezie- 
hung zwischen Elektronenvolt (1 eV) und Joule 
(1 J) zu schreiben als 

1 eV = (1,602 10 ± 7) . lO-^» J. 

Alle weiteren für atom- oder kernphysikalische Mes- 
sungen einschließlich Aktivitäts- und Dosis-Bestim- 
mungen an radioaktiven und ionisierenden Strah- 
lungen erforderlichen und international üblichen 
Einheiten lassen sich nach § 5 Nr. 2 „aus den Basis- 
einheiten nach § 3 und den atomphysikalischen 
Einheiten nach § 4 mit einem festen Zahlenfaktor 
ableiten" und bedürfen daher keiner besonderen 
Festsetzung im Gesetzentwurf. 


Zu § 5 

Gesetzliche Einheiten im Meßwesen sind nach der 
in §§ 2 bis 4 vorgesehenen Regelung die 6 Basis- 
einheiten des Internationalen Einheitensystems und 
3 atomphysikalische Einheiten. Im Meßwesen ist 
jedoch noch eine große Zahl weiterer Einheiten be- 
deutend, die einer Regelung bedürfen. Sie werden 
in § 2 Nr. 3 als „abgeleitete Einheiten" zusammen- 
gefaßt und als gesetzliche Einheiten aufgeführt. 
Ihre Festlegung soll aber nicht im einzelnen durch 
Gesetz, sondern durch Rechtsverordnung erfolgen. 

Einer gesetzlichen Regelung bedürfen die Basis- 
einheiten nach § 3, weil sie die definierende Grund- 
lage des Internationalen Einheitensystems bilden 
und aus ihnen die übrigen Einheiten abgeleitet wer- 
den. Sie sind ihrem Betrag nach von festem Bestand, 
wenngleich ihre Definitionen dem Wandel der Ent- 
wicklung von Wissenschaft und Technik unterliegen. 
Ebenso mußten die in § 4 geregelten atomphysika- 
lischen Einheiten in das Gesetz aufgenommen wer- 
den. Diese Einheiten unterscheiden sich von den 
übrigen, durch Rechtsverordnung festzulegenden 


Einheiten dadurch, daß sie sich nicht als Potenz- 
produkte aus den Basiseinheiten mit einem festen 
Zahlenfaktor ableiten lassen. 

Dagegen können alle anderen Einheiten aus den in 
§§ 3 und 4 festgesetzten Einheiten in der angegebe- 
nen Weise abgeleitet werden. Da sie einem stärke- 
ren Wandel als die Baisseinheiten im Zuge der tech- 
nischen Entwicklung unterliegen, erscheint es zweck- 
mäßig, eine Ermächtigung vorzusehen, die es er- 
möglicht, alle aus den 6 Basiseinheiten nach § 3 
und den 3 atomphysikalischen Einheiten nach § 4 
ableitbaren Einheiten — das sind alle übrigen für 
das Meßwesen bedeutenden Einheiten überhaupt — 
durch Rechtsverordnung zu regeln. Damit wird es 
vermieden, den Gesetzentwurf mit einer Fülle von 
Einzelregelungen spezifisch technisch-wissenschaft- 
lichen Charakters zu belasten. 

Einheiten, die sich aus den Basiseinheiten nach § 3 
und den atomphysikalischen Einheiten nach § 4 als 
Potenzprodukte mit einem festen Zahlenfaktor ablei- 
ten lassen, sind z. B. die Einheiten für die auch im 
gesamten Meßwesen wichtigen abgeleiteten Größen: 
Fläche, Volumen, ebener Winkel, Raumwinkel, Fre- 
quenz, Geschwindigkeit, Beschleunigung, Winkel- 
geschwindigkeit, Winkelbeschleunigung, Dichte, 
Kraft, Druck, Viskosität, Arbeit, Energie und Wär- 
memenge; Leistung, elektrische Spannung, elektri- 
scher Widerstand, elektrischer Leitwert, Elektrizi- 
tätsmenge, elektrische Kapazität, elektrische Ver- 
schiebung, elektrische Feldstärke, magnetischer Fluß, 
Induktivität, magnetische Induktion, magnetische 
Feldstärke, Leuchtdichte, Lichtstrom, Beleuchtungs- 
stärke, Aktivität, Energiedosis, lonendosis. 

Die Ermächtigung der Nummer 2 betrifft reine For- 
malregelungen der Schreibweise, beispielsweise das 
Dezimalzeichen oder die Aufteilung bei Zahlen mit 
vielen Ziffern. 


Zu §6 

Für eine Reihe von dezimalen Vielfachen oder Tei- 
len von Einheiten, und zwar für diejenigen, die den 
Zehnerpotenzen 10^^, 10®, 10®, 10®, 10^, 10^ sowie 
10-^ 10-2, 10-®, 10-«, 10-®, 10-12, 10-15 und lO-i® 
entsprechen, können Kurznamen durch Vorsetzen 
von Vorsilben (Vorsätzen vor den Namen der Ein- 
heit gebildet werden — im Beispiel der Längenein- 
heiten 

für einhundert Meter (10® m) das Hektometer 
(hm), 

für eine Million Meter (10® m) das Meqameter 
(Mm). 

oder 

für ein hundertstel Meter (10 “ 2 m) das Zenti- 
meter (cm) 

für ein millionstel Meter (10“® m) das Mikro- 
meter (pm). 

Durch § 6 wird die in § 2 Nr. 4 getroffene 
grundsätzliche Bestimmung, nach der alle dezi- 
malen Vielfachen und Teile der in § 2 Nr. 1 bis 3 
aufgeführten Einheiten gesetzliche Einheiten sind, 
nicht berührt. Es sind vielmehr lediglich Bestim- 
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mungen über besondere Bezeichnungen einiger die- 
ser dezimalen Vielfachen und Teile von Einheiten 
vorgesehen. 

Die für dezimale Vielfache und Teile von Einheiten 
zulässigen Vorsätze und deren Kurzzeichen sowie 
ihre zulässige Anwendung auf die gesetzlichen Ein- 
heiten sind in Absatz 1 zusammengefaßt worden. 

Eine Liste von Vorsätzen für dezimale Vielfache 
oder Teile von Einheiten wurde von der 11. Gene- 
ralkonferenz für Maß und Gewicht im Rahmen der 
Beschlüsse über das Internationale Einheitensystem 
durch ihre Resolution 12 angenommen. 

Sie enthält die im Gesetzentwurf aufgeführten dezi- 
malen Vorsätze von Tera (10^^) bis Pico (10”^^). Auf 
Vorschlag des Internationalen Komitees für Maß 
und Gewicht hat die 12. Generalkonferenz für 
Maß und Gewicht mit ihrer Resolution 8 die 
beiden weiteren Vorsätze Femto (10~^®) und Atto 
(10~^®) angenommen. 

Für einige mechanische Einheiten sind die dezima- 
len Vorsätze Kilo-, Hekto-, Dezi-, Zenti-, Milli- und 
Mikro- bereits durch §§ 5 und 6 des Maß- und 
Gewichtsgesetzes vom 13. Dezember 1935 ein- 
geführt. Für elektrische Einheiten sind die dezima- 
len Vorsätze Mega-, Kilo-, Milli- und Mikro- bereits 
durch Absatz 1 Nr. 3 der Bekanntmachung vom 
6. Mai 1901 zur Ausführung des Gesetzes betreffend 
die elektrischen Maßeinheiten eingeführt. 

Die im Gesetzentwurf aufgeführten dezimalen Vor- 
sätze und deren Kurzzeichen sind auch im nationalen 
Normenwerk verankert. 

Die in Absatz 2 vorgesehene Bestimmung entspricht 
den analogen Empfehlungen der internationalen 
Fachorganisationen — unter anderem der Internatio- 
nal Union of Pure and Applied Physics, der Inter- 
national Organization for Standardization und der 
International Electrotechnical Commission — und 
des Deutschen Normenausschusses. Beispielsweise 
soll der milliardste Teil der Sekunde nicht als 
Millimikrosekunde (mit einem Kurzzeichen m|is), 
sondern als Nanosekunde mit dem Kurzzeichen ns 
bezeichnet werden. 

In Absatz 3 werden Bestimmungen über die Bildung 
der Bezeichnungen und Kurzzeichen für dezimale 
Vielfache und Teile von Einheiten getroffen. Ein 
nach dieser Bestimmung beispielsweise gebildeter 
Teil des Meters ist das Zentimeter (Kurzzeichen: cm); 
1 cm = 10“^ m. Vorsätze sind keine selbständigen 
Abkürzungen für Zehnerpotenzen; vielmehr bildet 
der Vorsatz mit der dahinterstehenden Einheit ein 
unteilbares Ganzes. 

Beispiel: 

1 cm^ = 1 cm • 1 cm = 1 (cm)^ = 10“^ m^, 
aber nicht 

1 cm^ = c • m^ = 1 m^ = 1 dm^, 
oder in Worten: 

1 cm^ ist ein Quadrat-Zentimeter 

aber nicht 

ein Zenti-Quadratmeter. 

In Absatz 4 wird die Anwendung der Vorsätze auf 
zusammengesetzte Einheiten ausgedehnt. 


Als Beispiel für Produkte von Einheiten seien hier 
Einheiten der elektrischen Ladung, d. h. des Pro- 
duktes aus elektrischer Stromstärke und Zeit ge- 
nannt. Die SI-Einheiten von Stromstärke und Zeit 
sind das Ampere und die Sekunde, SI-Einheit der 
elektrischen Ladung ist also die Amperesekunde 
(Kurzzeichen: As). Ein dezimales Vielfaches der 
Amperesekunde ist ihr Tausendfaches, das als Pro- 
dukt aus 10® Ampere oder Kiloampere (Kurzzei- 
chen: kA) und Sekunde gebildet wird: 

10® Amperesekunden = 1 Kiloamperesekunde = 
1 kAs. 

Ein Beispiel für Quotienten von Einheiten sind die 
in den Ausführungen zu § 2 bereits genannten Ge- 
schwindigkeitseinheiten. Der hundertste Teil der 
SI-Einheit Meter/Sekunde ist das Zentimeter/Se- 
kunde, das als Quotient aus 10“^ Meter oder Zenti- 
meter (Kurzzeichen: cm) und Sekunde gebildet wird: 

10“2 Meter/Sekunde == 1 Zentimeter/Sekunde = 
1 cm/s. 

Bin anderes Beispiel sind die Einheiten der magneti- 
schen Feldstärke, d. h. des Quotienten aus elektri- 
scher Stromstärke und Länge. Die SI-Einheit der 
magnetischen Feldstärke ist das Ampere/Meter 
(Kurzzeichen: A/m). Ein dezimales Vielfaches des 
Ampere/Meter ist sein Hundertfaches, das als Quo- 
tient entweder aus 10^ Ampere oder Hektoampere 
und Meter oder, was praktisch allein üblich ist, aus 
Ampere und 10~^ Meter oder Zentimeter gebildet 
werden kann: 

10^ Ampere/Meter = 1 Hektoampere/Meter — 1 hA/m 
= 1 Ampere/Zentimeter — 1 A/cm. 


Zu §7 

Die Physikalisch-Technische Bundesanstalt ist eine 
selbständige Bundesoberbehörde im Sinne von Ar- 
tikel 87 Abs. 3 GG. 

§ 28 des Entwurfs eines Gesetzes über daß Meß- 
und Eichwesen regelt ihre Rechtsnatur und Organi- 
sation. Die Vorschrift sagt ausdrücklich, daß die 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt eine bundes- 
unmittelbare, nicht rechtsfähige Anstalt des öffent- 
lichen Rechts im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
steriums für Wirtschaft ist und die Eigenschaft einer 
Bundesoberbehörde hat. 

Die in den Nummern 1 bis 5 aufgezählten Aufgaben 
sind der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt bis- 
her nicht durch Gesetz übertragen. Die wichtigsten 
Aufgaben, nämlich die Darstellung, Aufbewahrung 
und Entwicklung der physikalischen und technischen 
Maßeinheiten (Nummern 1 und 3), sind in § 3 Abs. 1 
Buchstabe a der Satzung für die Physikalisch-Tech- 
nische Anstalt vom 10. Februar 1949 (Amtsblatt der 
PTA 1950 Nr. 1) geregelt. Eine geschlossene gesetz- 
liche Regelung der Aufgaben der Physikalisch-Tech- 
nischen Bundesanstalt auf dem Gebiete des Ein- 
heitenwesens erscheint zweckmäßig, zumal diese 
Aufgaben von Landesbehörden nicht durchgeführt 
werden können. 

In Nummer 2 wird der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt auferlegt, durch Anschluß der Proto- 
type, Einheitenverkörperungen und Normale der 
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Bundesrepublik Deutschland an die entsprechenden 
internationalen Prototype und Etalons die Grund- 
lage des Einheitenwesens in der Bundesrepublik 
mit dem internationalen Stand in Einklang zu brin- 
gen und zu halten. Hierzu sind einmal Vergleichs- 
messungen höchster Genauigkeit und wissenschaft- 
liche Zusammenarbeit mit dem Internationalen Büro 
für Maß und Gewicht und den Staatsinstituten ande- 
rer Länder erforderlich, zum anderen aktive Mit- 
arbeit in den auf diesem Gebiete tätigen internatio- 
nalen Organen und Gremien — in erster Linie 
denen der Meterkonvention — sowie in den zu- 
ständigen Kommissionen und Komitees internatio- 
naler wissenschaftlicher Unionen (z. B. Internatio- 
nal Union of Pure and Applied Physics, Internatio- 
nal Union of Pure and Applied Chemistry, Inter- 
national Astronomical Union) und Fachorganisatio- 
nen (z. B. International Organization for Standardi- 
zation, International Electrotechnical Commission, 
International Commission on Illumination). 

Die Bekanntmachung der Verfahren zur Darstellung 
nicht verkörperter Einheiten (Numimer 4) ist für die 
„Abgabe" von Einheiten an ihre Benutzer in der 
Bundesrepublik Deutschland wichtiig, zumal von 
den 6 Basiseinheiten des Internationalen Ein- 
heitensystems nur noch eine, nämlich das Kilo- 
gramm, durch eine Verkörperung, das Kilogramm- 
Prototyp, definiert ist. Dabei kommt der Bekannt- 
machung der Realisierung verschiedener Skalen noch 
besondere Bedeutung zu. Beispiele sind: auf dem 
Gebiet der Zeitmessung die Einzelfestlegungen für 
Ephemeridenzeit, Weltzeit, Atomzeit, bürgerliche 
Z-eit und die zugehörigen verschiedenen als „Jahr" 
bezei ebneten Skalenmaße (tropisches Jahr, astrono- 
misches Jahr, Besselsches Jahr, Kalenderjahr usw.) 
sowie die Bestimmung und Kennzeichnung von 
Epochen oder Zeitpunkten; auf dem Gebiete der 
Temperaturmessung die Einzelfestlegungen für die 
thermodynamische und die internationale Tempera- 
turskale sowie die Bestimmung und Kennzeich- 
nung von Kelvin-Temperaturen und Celsius-Tempe- 
raturen in den beiden Skalen. 

Die Bekanntmachung der „Tafel der gesetzlichen 
Einheiten" (Nummer 5) soll im Amts- und Mittei- 
lungsblatt der Physikalisch-Technischen Bundes- 
anstalt erfolgen. Sie sind nicht rechtsveiibindlich. Die 
Tafel soll die Übersicht über die vielgeistaltigen Ein- 
heiten, ihre Vielfachen und Teile und die Schreib- 
weise mit Abkürzungen erleichtern. Um diesen 
Zweck zu erreichen, soll sie bei jeder Änderung oder 
Ergänzung der durch Gesetz oder Rechtsvsrordnung 
geregelten Bestimmungen über Einheiten im Meß- 
wesen neu herausgegeben werden. 

Zu § 8 

Die Vorschrift gibt den Ländern die Möglichkeit, 
die für die Ausführung des Gesetzes zuständigen 
Behörden zu bestimmen, soweit nicht die Physika- 
lisch-Technische Bundesanstalt zuständig ist. 

Zu § 9 

Die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes 
muß von den zuständigen Behörden überwacht wer- 
den. § 9 erlaubt zu diesem Zweck den zuständigen 


Behörden, von den verantwortlichen Personen die 
erforderlichen Auskünfte zu verlangen (Satz 1). 
Nach Satz 2, der vergleichbaren Regelungen in 
zahlreichen neueren Gesetzen entspricht, steht dem 
geschützten Personenkreis unter bestimmten Vor- 
aussetzungen ein Auskunftsverweigerungsrecht zu. 

Zu § 10 

Die Angehörigen der Überwachungsbehörden kön- 
nen auf Grund ihrer Tätigkeit, insbesondere nach 
§ 9, Kenntnis von fremden Geheimnissen, nament- 
lich von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen, erlan- 
gen. Es muß sichergestellt werden, daß die Kenntnis 
derartiger Geheimnisse nicht mißbraucht wird. Die 
Vorschrift soll daher — wie § 52 des Atomgesetzes 
und § 17 des Kriegswaffenkontrollgesetzes — ver- 
hindern, daß Angehörige dieser Behörden unbefugt 
solche Geheimnisse offenbaren oder verwerten. 
„Unbefugt" heißt soviel wie „ohne Rechtfertigung". 
Eine Offenbarung kann zum Beispiel dann befugt 
sein, wenn andere Rechtsvorschriften die Offen- 
barung gebieten oder erlauben. Da durch diese Vor- 
schrift nur die Interessen des Verletzten geschützt 
werden, sieht Absatz 3 vor, daß die Tat auf Antrag 
verfolgt wird. Das Antragserfordernis soll verhin- 
dern, daß Tatsachen, die den Verletzten schädigen, 
gegen seinen Willen in einem Strafverfahren 
erörtert werden können. 

Zu §11 

Der Entwurf verfolgt in der Anwendung wirtschafts- 
ordnende Ziele. Verstöße gegen die Gebotsnormen 
sind typisches Verwaltungsunrecht und werden da- 
her als Ordnungswidrigkeit bewertet. 

Der Entwurf beschränkt die Bußgeldvorschrift auf 
den geschäftlichen Verkehr und auf die auf Grund 
von § 5 erlassene Rechtsverordnung. Im Bereich des 
amtlichen Verkehrs besteht ein ausreichender 
Schutz durch das Diszipliruarrecht. 

Zu § 12 

Die Vorschrift stellt nach dem Muster zahlreicher 
anderer neuer Gesetze sicher, daß die Bußgeldvor- 
schriften auch auf gesetzliche Vertreter und be- 
stimmte andere sogenannte gewillikürte Vertreter 
angewendet v/erden können (vgl. § 35 des 

Außenwirtschaftsgesetzes, § 26 des Gesetzes zur 
Förderung der Rationalisierung im Steinkohlenberg- 
bau, § 9 des Gesetzes zum Schutz gegen Baulärm, 
§ 16 des Gesetzes über Mindestvorräte an Erdöl- 
erzeugnissen und § 20 des Mutterschutzgesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. November 
1965). 

Zu § 13 

Da durch diesen Gesetzentwurf einige Einheiten in 
der Bundesrepublik Deutschland erstmals gesetzlich 
festgelegt bzw. geltende Einheitenfestsetzungen an 
die des Internationalen Einheitensystems angepaßt 
werden sollen, sind im Hinblick auf den in § 1 be- 
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stimmten Anwendungsbereich übergangsvorschrif- 
ten erforderlich. 

Es soll die Anwendung des Gesetzes auf alle Grö- 
ßenangaben ausgeschlossen werden, die vor In- 
krafttreten des Gesetzes im geschäftlichen und amt- 
lichen Verkehr gemacht worden sind. Entsprechen- 
des soll auch für die vor Inkrafttreten des Gesetzes 
benutzten Namen und Kurzzeichen gelten. Durch 
diese Vorschrift soll verhindert werden, daß nach- 
träglich beispielsweise Größenangaben in Dokumen- 
ten und Urkunden (laufende Verträge, Rechtsgut- 
achten, Grundbücher usw.) geändert werden müs- 
sen. 


Zu § 14 

Die Vorschrift greift auf die entsprechende Regelung 
in § 44 des Entwurfs eines Gesetzes ülber das Meß- 
und Eichwesen über. 

Durch sie werden alle in ibisherigen Vorschriften 
enthaltenen Einheitenfestsetaungen, die mit den 
heute international angenommenen Definitionen 
nicht mehr übereinstimmen, aufgehoben. 


Zu§ 15 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


Zu § 16 

Um allen von den Vorschriften dieses Gesetzent- 
wurfs betroffenen Stellen die erforderliche Zeit 
für eine Umstellung auf das neue Recht zu geben, 
isoll das Gesetz erst ein Jahr nach seiner Verkün- 
dung in Kraft treten. Da^gegen soll § 5 bereits unmit- 
telbar nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft 
treten, damit die entsprechende Rechtsverordnung 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erlassen wer- 
den kann. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, 
daß in § 8 die Zuständigkeit von Landesbehörden 
geregelt wird (Artikel 84 Abs. 1 GG). 

2 . § 3 

Absatz 7 ist wie folgt zu fassen: 

„ (7) Die Basiseinheit 1 Candela ist die Licht- 
stärke, mit der ein Schwarzer Strahler bei der 
Temperatur des beim Drude einer physikalischen 
Atmosphäre erstarrenden Platins senkrecht zu 
einem Flächenstück von 1/600 000 Quadratmeter 
seiner Oberfläche leuchtet." 

Begründung 

Diese Formulierung ändert den materiellen Inhalt 
der Vorschrift nicht, ist aber klarer als die bis- 
herige Fassung. 

3. § 7 

In Nummer 2 sind nach dem Wort „anzuschlie- 
ßen" die Worte „oder anschließen zu lassen" an- 
zufügen. 

Begründung 

Das Prototyp Kilogramm der Bundesrepublik 
Deutschland wird vom Internationalen Büro für 
Maß und Gewicht in Sevres angeschlossen. 

4. § 9 

§ 9 ist wie folgt zu fassen: 

„§9 

Auskunft und Nachschau 

(1) Die für die Einhaltung der Vorschriften die- 
ses Gesetzes und der aufgrund des § 5 erlassenen 
Vorschriften verantwortlichen Personen haben 
der zuständigen Behörde die für die Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes erforderlichen Auskünfte 
zu erteilen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit 
der Überwachung des Betriebs beauftragten Per- 


sonen sind befugt, Grundstücke, Geschäftsräume 
und zur Verhütung dringender Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung auch Wohn- 
räume des Auskunftspflichtigen zu betreten, dort 
Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und 
in die geschäftlichen Unterlagen des Auskunfts- 
pflichtigen Einsicht zu nehmen. Der Auskunfts- 
pflichtige hat die Maßnahmen nach Satz 1 zu 
dulden. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit 
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 

(3) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren 
Beantwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aus- 
setzen würde." 

Begründung 

Die nach dem Entwurf vorgesehenen Pflichten 
müssen, wenn ihre Einhaltung sichergestellt wer- 
den soll, von den zuständigen Behörden über- 
wacht werden. Hierzu reicht die Befugnis der 
Behörden, von den verantwortlichen Personen 
die erforderlichen Auskünfte zu verlangen, nicht 
aus. Wie in § 31 des Entwurfs eines Eichgesetzes 
und in vergleichbaren Regelungen anderer Ge- 
setze muß daher auch eine Befugnis zur Nach- 
schau begründet werden. Die Einschränkung hin- 
sichtlich des Betretens von Wohnräumen ist mit 
Rücksicht auf die zwingenden Voraussetzungen 
des Artikels 13 Abs. 3 GG geboten und soll klar- 
stellen, daß das Betreten von Wohnräumen nicht 
schon zum Zwecke bloßer Verwaltungserleichte- 
rung gestattet ist. 


5. § 11 

In Absatz 1 ist folgende Nummer 1 a einzufügen: 

„1 a. entgegen § 9 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht rechtzeitig, unvollständig oder un- 
richtig erteilt oder entgegen § 9 Abs. 2 den 
Zutritt zu den Geschäftsräumen, Grund- 
stücken oder Wohnräumen, die Vornahme 
von Prüfungen oder Besichtigungen oder 
die Einsichtnahme in Geschäftsunterlagen 
nicht duldet oder". 

Begründung 

Folge der Änderung des § 9 und Anpassung an 

die Vorschriften des Entwurfs eines Eichgesetzes. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung erhebt gegen die Änderungs- 
vorschläge Nummer 2 und 3 keine Einwendungen. 
Zu den übrigen Änderungsvorschlägen wird folgen- 
des bemerkt: 

Zu 1. — Präambel 

Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig, da § 8 weder die Einrichtung 
von Behörden noch das Verwaltungsverfahren im 
Sinne von Ärtikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
regelt. 


Zu 4. — § 9 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. Die Erweite- 
rung der Äuskunftspflicht durch Begründung einer 
Befugnis zur Nachschau für Beauftragte der zustän- 
digen Behörden wird nicht für erforderlich gehalten. 


Zu 5.— § 11 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß § 1 1 Abs. 1 Nr. 1 a unter gleichzeitiger Ersetzung 
des Wortes „oder" am Schluß des § 11 Abs. 1 Nr. 1 
durch ein Komma, folgenden Wortlaut erhält: 

„1 a. entgegen § 9 eine Auskunft nicht, nicht recht- 
zeitig, unvollständig oder unrichtig erteilt oder". 
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